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Grüne wollen höheren Zuschuss für VHS 

Die Diskrepanz bei den Löhnen muss beendet 

werden 

Die Fraktion der Grüne im Kreistag hat eine 

Erhöhung des Zuschusses für die Volkshoch-

schule beantragt. Mit dem zusätzlichen Geld 

sollen die großen Diskrepanzen bei den 

Löhnen der Beschäftigten beendet und eine 

Angleichung an den TVöD ermöglicht werden.  

Seit dem Zusammenschluss der beiden 

Volkshochschulen existiert eine unterschied-

liche Bezahlung der Beschäftigten. Die 

ehemaligen Mitarbeiterinnen der städtischen 

Volkshochschule werden nach einem Haus-

tarifvertrag entlohnt,- die ehemaligen 

Beschäftigten der Kreisvolkshochschule 

werden nach dem TVöD bezahlt. 

Dadurch besteht eine erhebliche Diskrepanz 

in der Entlohnung zwischen den Beschäf-

tigten, die in den letzten Jahren weiter 

gewachsen ist, da der Haustarifvertrag keine 

Lohnsteigerungen vorsieht. 

„Unterschiedliche Löhne für die gleiche Arbeit 

in selben Betrieb sind nicht akzeptabel. Sie 

stören das Betriebsklima und Tarifverträge 

ohne Lohnsteigerungen sind auch sozial nicht 

verantwortbar.“, betont die bildungspolitische 

Sprecherin der Grünen, Sarah Umlauf 

„Die VHS ist mittlerweile der größte 

Bildungsträger in der Region im Bereich der 

beruflichen und schulischen Fortbildung. Auch 

bei der Integration von Flüchtlingen und 

Zugewanderten ist sie von großer 

Bedeutung.“, so die grüne Kreistagsabge-

ordnete. 

„Die großen Lohnunterschiede bei der VHS 

führen dazu, dass gerade erfahrene 

Mitarbeiterinnen oft zu anderen Trägern 



wechseln. Um die VHS für ihre zukünftige 

Arbeit zu stärken, ist es deshalb dringend 

erforderlich, dass alle Beschäftigten endlich  

eine angemesse Entlohnung auf Basis des 

TVöD erhalten. Die Beilegung des  lang-

jährigen Konflikts ist nicht nur im Interesse 

der Beschäftigten, sondern auch eine 

wichtige Zukunftsinvestition für die VHS“, 

erklärt der Fraktionsvorsitzende der Grünen, 

Holger Schröter-Mallohn. „Bisher war es für 

fast alle Fraktionen im Kreistag eine 

Selbstverständlichkeit, dass das Prinzip 

„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ gilt. Eine 

Einrichtung in kommunaler Trägerschaft hat 

hier eine Vorbildfunktion.“ 

 

 

  


